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Abstimmung vom 22.06.2022
Soll aktive Sterbehilfe legalisiert
werden?

75,38% – Ja, jeder Mensch soll frei
über seinen Tod entscheiden können
– dafür ist oft Hilfe nötig.

24,62% – Nein, die aktive Sterbehilfe
birgt die Gefahr, dass Menschen zum
Suizid genötigt werden.

Frage heute: Ist die EU gegenüber
dem Balkan zu streng?

www.suedkurier.de/umfrage
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Jetzt kostenlos laden!

NACHRICHTEN

STUTTGART/SCHWEIZ

Ermittler verhindern
Kauf von Sprengstoff
Ermittler aus Baden-Württem-
berg haben nach eigenen An-
gaben zwei Männer daran ge-
hindert, Sprengstoff für einen
Anschlag in der Schweiz zu
kaufen. Spezialkräfte nahmen
die beiden Verdächtigen vor-
läufig fest, als diese den Spreng-
stoff in Stuttgart kaufen woll-
ten, wie die Staatsanwaltschaft
und das Landeskriminalamt
mitteilten. Die bisherigen Be-
weise ließen darauf schließen,
dass die Männer den Spreng-
stoff „mutmaßlich bei einer
geplanten Straftat in einer
schweizerischen Großstadt“
benutzen wollten. (dpa)

ÖSTERREICH

Corona-Impfpflicht
wird abgeschafft
Die Corona-Impfpflicht in Ös-
terreich wird abgeschafft. Das
teilte Gesundheitsminister Jo-
hannes Rauch (Grüne) in Wien
mit. Das Gesetz lag zuletzt
ohnehin auf Eis. „Die Impf-
pflicht bringt niemanden zum
Impfen“, sagte Rauch. Auch
sei der Verlauf der Krankheit
bei Omikron meist milder als
bei der Delta-Variante des Vi-
rus, die bei der Ankündigung
des Schritts im November 2021
noch dominiert habe. (dpa)

NORDRHEIN-WESTFALEN

CDU und Grüne verteilen
Ministerposten
Die CDU soll in einer schwarz-
grünen Regierung in Nord-
rhein-Westfalen acht Minister-
posten besetzen, die Grünen
vier. Das geht aus dem Koaliti-
onsvertrag der beiden Parteien
hervor, den Ministerpräsident
Hendrik Wüst (CDU) und die
Landesparteichefin der Grü-
nen, Mona Neubaur, in Düssel-
dorf vorgestellt haben. An die
CDU sollen unter anderem die
Ministerien für Inneres, Finan-
zen und Schule gehen. Es soll
ein „Superministerium“ für
Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie geben. Da-
für wird Mona Neubaur selbst
gehandelt. (dpa)

CDU und Landräte befürchten Kungelei beim Fluglärm

Waldshut/Berlin – Ein gutes halbes
Jahr ist die Ampel-Koalition in Berlin im
Amt – Zeit, um zu fragen, was das FDP-
geführte Bundesverkehrsministerium
gegen die Flugverkehrsbelastung durch
den Flughafen Zürich unternimmt, fan-
den drei südbadische CDU-Abgeordne-
te. Sie machten dazu eine Kleine Anfra-
ge an die Bundesregierung.

Das Ergebnis liegt nun vor, unter-
zeichnet vom Parlamentarischen
Staatssekretär im Verkehrsministeri-

um, Oliver Luksic. Es sei besorgniserre-
gend, schreiben Felix Schreiner (Walds-
hut), Thorsten Frei (Schwarzwald-Baar)
und Andreas Jung (Konstanz) in einer
Pressemitteilung: „Von einer Lösung
des ungeklärten Flugverkehrsstreits
sind wir weiter entfernt, als wir uns dies
hätten vorstellen können.“

Die drei Abgeordneten bewerten die
Antworten auf die 15 Fragen als „unzu-

reichend“. Sie kritisieren, dass Verhand-
lungen mit der Schweiz um einen neuen
Staatsvertrag nicht mehr unternom-
men würden. Vielmehr ließen weitere
Äußerungen aus dem Ministerium da-
rauf schließen, dass es Gespräche gäbe,
die „Verhandlungen im Hinterzimmer
gleichzusetzen“ seien. „Genau das ist
aber der falsche Weg, denn die Region
Südbaden muss eng in das weitere Ver-
fahren mit der Eidgenossenschaft ein-
gebunden werden“, fordern die drei Ab-
geordneten.

Weiter werfen sie der Bundesregie-
rung eine Rücksichtnahme gegenüber
der Schweiz zu Lasten deutscher Inte-
ressen vor. Etwa durch eine mögliche
Zustimmung zu dem von der Schweiz
forcierten Entflechtungskonzept BR
2014 für die Ostanflüge. Das Konzept
würde eine Ausdehnung von Flugflä-

chen über Südbaden ebenso bringen
wie die Verkürzung von Sperrzeiten
und geringere Flughöhen.

„Die Lesart der Schweiz über angeb-
liche Sicherheitsinteressen des Flug-
hafens werde von der Bundesregie-
rung offensichtlich geteilt“, schreiben
die Abgeordneten. Eine Zustimmung
zur Änderung der DVO wäre laut Jung,
Frei und Schreiner ein schwerer Rück-
schritt. „Mit einer Zustimmung würde
sich die Ampel-Regierung fundamental
gegen südbadische Interessen stellen“,
die die alte CDU-geführte Bundesregie-
rung verteidigt habe. „Die Bundesregie-
rung muss die betroffenen Landkreise
und das Land Baden-Württemberg bei
allen weiteren Überlegungen einbin-
den“, lautet ihr Fazit.

„Besorgt und verärgert“ äußern sich
auch die Landräte der drei betroffenen

Landkreise über die Antwort aus Ber-
lin. Insbesondere die mögliche Zustim-
mung zum BR 2014 stößt ihnen mäch-
tig auf. Damit „zeichnet sich ein für uns
nicht hinnehmbarer Politikwechsel ab,
nachdem das Bundesverkehrsministe-
rium anscheinend nunmehr bereit ist,
der Schweiz für die Umsetzung des BR
2014 die Hand zu reichen“. Eine Zu-
stimmung werde man „weiterhin vehe-
ment ablehnen“, erklären Martin Kistler
(Waldshut), Sven Hinterseh (Schwarz-
wald-Baar) und Zeno Danner (Kons-
tanz) in einer Mitteilung. Erst kürzlich
hatten Landräte und Politiker aus der
Region ein Gespräch mit Oliver Luksic
in Berlin. Man habe den Eindruck ge-
habt, „dass er die Besorgnisse unserer
Bevölkerung ernst nimmt“ und neue
Staatsvertragsverhandlungen anstrebe.
Nun sei man „erstaunt und verärgert“.

Eine Bundestagsanfrage in Sa-
chen Fluglärm birgt brisante Ant-
worten seitens der Regierung,
finden Politiker aus Südbaden

Die wachsende Flugverkehrsbelastung är-
gert viele Menschen in der Region. BILD: DPA

V O N N I L S KÖ H L E R
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Bregenz/Wien – Politisch war der
54-jährige Landeshauptmann von Vor-
arlberg, Markus Wallner, schon län-
ger angeschlagen. Jetzt ist er auch ge-
sundheitlich so stark beeinträchtigt,
dass seine Ärzte dem sportlichen Berg-
steiger eine längere Ruhepause verord-
neten. Seine Stellvertreterin Barbara
Schöbi-Fink wird die Geschäfte führen.
Dass dies ein endgültiger Rückzug aus
der Politik sei, streitet der Sprecher der
Landesregierung ab.

Die vergangenen Monate seien von
„ungewöhnli-
chen Anstrengun-
gen“ geprägt ge-
wesen, heißt es in
einer Pressemit-
teilung. Diese hät-
ten auch körperli-
che Folgen gehabt.
Zu den Belastun-
gen gehören ne-
ben Corona-Krise

und Ukraine-Krieg vor allem Vorwür-
fe gegen den ÖVP-Wirtschaftsbund und
auch gegen Wallner selbst, der Insera-
te für die Zeitung des Wirtschaftsbun-
des verkauft haben soll. So sei der ÖVP
zu verdeckten Parteispenden verholfen
worden. Die Wirtschafts- und Korrup-
tionsstaatsanwaltschaft ermittelt.

Wallner hatte bis dahin ein ein-
wandfreies Image. Dazu trug bei, dass
er die Vorarlberger ÖVP unabhängig
von Wien und den Türkisen und de-
ren Skandalen hatte führen können.
Die illegale Inseratenpraxis in Vorarl-
bergs Medien- und Wirtschaftsszene
galt lange als Kavaliersdelikt und war
in den Dimensionen wohl nicht be-
kannt. Zumindest beteuerte Wallner
seine Unschuld, während der grüne
Koalitionspartner schonungslose Auf-
klärung forderte. Schon einmal musste
er im Wiener ÖVP-Untersuchungsaus-
schuss aussagen.

ÖVP lässt Federn
Wallner ist der dritte ÖVP-Landes-
hauptmann, der in den vergangenen
vier Wochen seinen Rückzug ankündig-
te. Als Erster nahm der ÖVP-Patriarch
Hermann Schützenhöfer, 70, in der Stei-
ermark den Hut. Ihm folgte ÖVP-Urge-
stein Günther Platter, 68, in Tirol. Dort
soll es am 25. September Neuwahlen
geben, Nachfolger soll Wirtschaftslan-
desrat Toni Mattle werden. Rückenwind
aus Wien aber fehlt: Bundeskanzler Karl
Nehammer wird angelastet, für die
vom Rechnungshof kritisierten Unre-
gelmäßigkeiten bei der Wahlkampffi-
nanzierung verantwortlich zu sein. Er
fungierte damals als ÖVP-Generalse-
kretär. Außerdem bestritt er, dass seine
Frau Sicherheitsbeamte zu Alkohol ein-
lud und diese anschließend betrunken
einen Autounfall verursachten. Inzwi-
schen ist dies nachgewiesen.

Die Zustimmungswerte für die ÖVP
sind laut einer Umfrage auf achtzehn
Prozent gesunken. Für die Regierung
von ÖVP und Grünen entschieden sich
nur 30 Prozent der Befragten. Die größ-
te Oppositionspartei SPÖ käme auf 22
Prozent. Manche in der ÖVP rufen hin-
ter vorgehaltener Hand nach Ex-Kanz-
ler Sebastian Kurz. Doch der ist im Un-
ternehmen des US-Milliardärs Peter
Thiel für die Kontakte zu rechtskonser-
vativen Regierungen zuständig.

Führungswechsel
in Vorarlberg

V O N M . S C H U L Z E B E R N D T
politik@suedkurier.de

Markus Wallner,
Landeshauptmann.

Stuttgart – Sollen Hartz-IV-Empfänger
wegen des Neun-Euro-Tickets wirklich
einen Teil ihrer Sozialleistungsbezü-
ge an die Jobcenter zurückzahlen? Der
bizarre Streit ist eigentlich mittlerwei-
le schon erledigt. Dennoch erreichte er
gestern noch den Landtag von Baden-
Württemberg. Dort hat er eigentlich
nichts verloren, denn zuständig sind
am einen Ende der Bund – der das The-
ma mittlerweile mit der Empfehlung,
auf die Rückforderung zu verzichten,
abgeräumt hat – und am anderen Ende
die Kommunen, die anderes zu tun ha-
ben, als ihren Jobcentern zusätzliche
Bürokratie aufzudrücken.

Dennoch wurde im Stuttgarter Parla-
ment bei der Debatte schmerzlich deut-
lich: Die grün-schwarze Regierung im
Land der Gutverdiener hat eine offe-
ne Flanke, wenn es um die Anliegen
der sozial Schwachen in der Gesell-
schaft geht. Für die fühlt sich so rich-
tig niemand zuständig. Denn der Sozi-
alminister, seit der Pandemie in erster
Linie als Gesundheitsminister unter-
wegs, war wohl froh, dass fachlich das
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit
(und Tourismus) als erste Ansprechsta-
tion für das Neun-Euro-Rückzahlungs-
Kommunikationsdebakel herhalten
musste, und bleib der Debatte fern. Und
die Wirtschaftsministerin wiederum tat
sich zunächst schwer, klar Position zu
beziehen und rechtliche Einschätzun-
gen aus ihrem Haus unmissverständ-
lich politisch einzuordnen.

Den Finger in die Wunde legte die
SPD. Sie hatte die Landtagsdebatte be-
antragt und wollte – so der Untertitel
– aufspüren, „wo denn das soziale Ge-
wissen der Landesregierung bleibe“.
Der Antwort, so viel ist zu vermuten,
ist die SPD auch nach der Debatte nicht
nähergekommen. Immerhin scheint
klar: Im Wirtschaftsministerium ist es
nicht beheimatet. Denn das Haus von
Ministerin Nicole Hoffmeister-Kraut

(CDU) hatte unlängst noch den um Rat
heischenden Landkreisen, wie denn
rechtlich in der Rückzahlungsfrage vor-
zugehen sei, geantwortet: Sozial- und
Wirtschaftsministerium würden es für
vertretbar halten, Bewilligungsbeschei-
de in diesen Fällen teilweise zu wider-
rufen. Also könnten Jobcenter alles, was
an ÖPNV-Erstattung über neun Euro
hinausgeht, von den Sozialleistungs-
empfängern zurückverlangen.

Für SPD-Fraktionschef Andre-
as Stoch empörend. „Wer so etwas
tut, hat die Lebenswirklichkeit vieler
Menschen in diesem Land nicht ver-
standen“, schimpfte er. „Wie abwegig
müssen Menschen denken, die solche
Schritte überhaupt nur in Erwägung
ziehen?“ Abgesehen von der Bürokra-
tie sei es sozialpolitisch ein Unding und
„bizarr“ von der grün-schwarzen Lan-
desregierung, eine solche Überlegung
überhaupt anzustellen, so Stoch, der die
Begründung, dass sich Hartz-IV-Bezie-
her nicht am Neun-Euro-Ticket berei-
chern sollten, schlicht „eine Frechheit“

nannte. „Empathielos“ nannte auch
der FDP-Abgeordnete Nicolai Reith die
Empfehlung des Ministeriums, und von
einer „scheußlichen Idee“ und „nicht
nur herzlosem, sondern auch hirn-
losem Vorgehen“ sprach die AfD-Ab-
geordnete Carola Wolle. Der Grünen-
Abgeordnete Felix Herskens zumindest
äußerte Selbstkritik – wenngleich auch
mit Stoßrichtung zum CDU-geführten
Wirtschaftsministerium. Die Grünen,
so Herskens, befürworteten klar eine
sozialverträgliche Lösung. „Die lau-
tet: Das Geld wird nicht zurückgefor-
dert“, so der Grüne. Dazu gehöre auch
kommunikatives Fingerspitzengefühl.
„Dabei gibt es in der Tat noch Nachbes-
serungsbedarf – so selbstkritisch darf
man sein –, aber Fehler passieren“, sag-
te er.

Koalitionspartner Winfried Mack von
der CDU verwies dagegen darauf, dass
die im Land so kritisch auftrumpfende
SPD ja schließlich im Bund die verant-

wortliche Regierungspartei sei, die das
ganze Drama erst habe laufen lassen.

Und was meint die angegriffene Wirt-
schaftsministerin? Sie verwies in erster
Linie auf die Nicht-Zuständigkeit des
Landes. Zudem gehe es nur um eine
Handvoll Fälle. SPD und FDP führten
daher eine Scheindebatte, warf die Mi-
nisterin der Opposition vor, und zog
sich erst einmal auf die Rechtsausle-
gung zurück.

Am Ende fiel er dann doch noch, der
entscheidende Satz: „Das Land fordert
kein Geld von Hartz-IV-Empfängern
zurück“, sagte die CDU-Politikerin
Hoffmeister-Kraut. Sie würde es – un-
abhängig von der rechtlichen Einschät-
zung, die aus ihrem Haus kam – jeden-
falls persönlich sehr begrüßen, wenn
die Jobcenter auf eine Rückforderung
verzichten würden. Wer sich denn in
der Landesregierung nun aber für die
Belange der sozial Schwachen wirklich
zuständig fühlt, diese Frage bleibt wei-
ter offen.

Herzlos? Nein! Am Ende
will’s keiner gewesen sein
➤ Landtag debattiert über

Rückzahlungsforderung
➤ Offene Flanke der Regie-

rung bei sozialen Themen

Keine Verlängerung
Bundesverkehrsminister Volker Wissing
(FDP) schließt eine Verlängerung des
Neun-Euro-Tickets aus. „Dauerhaft ist
das nicht möglich. Denn das Ticket kos-
tet im Monat über eine Milliarde Euro“,
sagte Wissing bei RTL/ntv. Das ermä-
ßigte Ticket für den Öffentlichen Perso-
nennahverkehr für jeweils neun Euro im
Monat war Anfang Juni eingeführt wor-
den und soll drei Monate lang erhältlich
sein. Wissing äußerte sich zufrieden,
dass das Ticket gut angenommen wer-
de: „Viele Bundesländer wollten das
Ticket gar nicht haben, und jetzt wollen
sie es gar nicht mehr loswerden.“ Jetzt
müsse man die Maßnahme evaluieren
und dann mit den Ländern darüber dis-
kutieren, wie man das Angebot von Bus
und Bahn verbessern könne. (epd)

V O N U L R I K E B Ä U E R L E I N
ulrike.baeuerlein@suedkurier.de
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Eine Kundin nutzt in Konstanz das Neun-Euro-Ticket für die Busfahrt. Darüber, was das günstige Ticket für die Ansprüche von Hartz-IV-Emp-
fängern bedeutet, war eine heftige Debatte entbrannt. BILD: SARA GUGLIELMINO

„Das Land fordert kein Geld von
Hartz-IV-Empfängern zurück.“

Nicole Hoffmeister-Kraut, CDU,
Wirtschaftsministerin
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